
 

 
 
 

Übersicht zu den Regelungen des GwG mit Blick auf die 
Rechtsanwaltskammern und die anwaltlichen Verpflichteten 

 

 

I. Aufgaben der Rechtsanwaltskammer 
 
Zuständige Aufsichtsbehörde für die „Durchführung“ des GwG ist gem. § 50 Nr. 3 GwG 
betreffend Rechtsanwälte und Kammerrechtsbeistände nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG die 
jeweils örtlich zuständige Rechtsanwaltskammer (§§ 60, 163 Satz 4 BRAO) 

• Aufsicht (samt Prüfungskompetenz, Maßnahmen- und Anordnungsbefugnis, 
Anordnung der Bestellung eines Geldwäschebeauftragten); § 51 Abs. 1-3 und 5, 
§ 7 Abs. 3 

• Bußgeld- und OWi-Behörde  
• Pflicht zur Zusammenarbeit und Unterstützung anderer Behörden, § 55 Abs. 1 

GwG, § 28 Abs. 3 GwG 
• Pflicht zur Verfügungstellung von Auslegungs- und Anwendungshinweisen, 

§ 51 Abs. 8 GwG  
• Statistik- und Berichtspflicht; § 51 Abs. 9 GwG 
• Einrichtung eines Hinweisgebersystems, § 53 Abs. 1 GwG 
• Bekanntmachung von Maßnahmen und Bußgeldentscheidungen auf der 

Internetseite („naming and shaming“); § 57 Abs. 1GwG 
• Meldepflicht bei Verdacht Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung; 

§ 44 Abs. 1 GwG 

Aufsicht durch die Rechtsanwaltskammer 

§ 51 GwG 

(1) Die Aufsichtsbehörden üben die Aufsicht über die Verpflichteten aus. 

(2) Die Aufsichtsbehörden können im Rahmen der ihnen gesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben die geeigneten und erforderlichen Maßnahmen und Anordnungen treffen, 
um die Einhaltung der in diesem Gesetz und der in aufgrund dieses Gesetzes 
ergangenen Rechtsverordnungen festgelegten Anforderungen sicherzustellen. 
Insbesondere können die Aufsichtsbehörden in diesem Rahmen durch erforderliche 
Maßnahmen und Anordnungen sicherstellen, dass die Verpflichteten diese 
Anforderungen auch im Einzelfall einhalten und nicht entgegen diesen Anforderungen 
Geschäftsbeziehungen begründen oder fortsetzen und Transaktionen durchführen. Sie 
können hierzu auch die ihnen für sonstige Aufsichtsaufgaben eingeräumten Befugnisse 
ausüben. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen diese Maßnahmen haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Aufsichtsbehörde nach § 50 Nummer 1, soweit sich die Aufsichtstätigkeit auf die 
in § 50 Nummer 1 Buchstabe g und h genannten Verpflichteten bezieht, und die 
Aufsichtsbehörden nach § 50 Nummer 3 bis 9 können bei den Verpflichteten Prüfungen 
zur Einhaltung der in diesem Gesetz festgelegten Anforderungen durchführen. Die 
Prüfungen können ohne besonderen Anlass vor Ort und anderswo erfolgen. Die 
Aufsichtsbehörden können die Durchführung der Prüfungen vertraglich auf sonstige 
Personen und Einrichtungen übertragen. Häufigkeit und Intensität der Prüfungen haben 
sich am Risikoprofil der Verpflichteten im Hinblick auf Geldwäsche und 
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Terrorismusfinanzierung zu orientieren, das in regelmäßigen Abständen und bei Eintritt 
wichtiger Ereignisse oder Entwicklungen in deren Geschäftsleitung und 
Geschäftstätigkeit neu zu bewerten ist. 

(4) [...] 

(5) Die Aufsichtsbehörde nach § 50 Nummer 1, soweit sich die Aufsichtstätigkeit auf die 
in § 50 Nummer 1 Buchstabe g und h genannten Verpflichteten bezieht, und die 
Aufsichtsbehörden nach § 50 Nummer 3 bis 9 können einem Verpflichteten, dessen 
Tätigkeit einer Zulassung bedarf und durch die Aufsichtsbehörde zugelassen wurde, die 
Ausübung des Geschäfts oder Berufs vorübergehend untersagen oder ihm gegenüber 
die Zulassung widerrufen, wenn der Verpflichtete vorsätzlich oder fahrlässig 
1. gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes, gegen die zur Durchführung dieses 

Gesetzes erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen der zuständigen 
Aufsichtsbehörde verstoßen hat, 

2. trotz Verwarnung durch die zuständige Aufsichtsbehörde dieses Verhalten fortsetzt 
und 

3. der Verstoß nachhaltig ist. 
[...] 

§ 7 GwG 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 
4, 5, 8, 10 bis 14 und 16 einen Geldwäschebeauftragten zu bestellen haben, wenn sie 
dies für angemessen erachtet. Bei Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 16 soll die 
Anordnung erfolgen, wenn die Haupttätigkeit des Verpflichteten im Handel mit 
hochwertigen Gütern besteht. 

Bußgeld- und OWi-Behörde 

§ 36 OWiG 

(1) Sachlich zuständig ist 

1. die Verwaltungsbehörde, die durch Gesetz bestimmt wird, 
2. mangels einer solchen Bestimmung 

a) die fachlich zuständige oberste Landesbehörde oder 
b) das fachlich zuständige Bundesministerium, soweit das Gesetz von 
Bundesbehörden ausgeführt wird. 

(2) Die Landesregierung kann die Zuständigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a durch 
Rechtsverordnung auf eine andere Behörde oder sonstige Stelle übertragen. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung auf die oberste Landesbehörde übertragen. 

(3) Das nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b zuständige Bundesministerium kann seine 
Zuständigkeit durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, auf eine andere Behörde oder sonstige Stelle übertragen. 

 

§ 73 b BRAO 

(1) Die Rechtsanwaltskammer ist im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten Verwaltungsbehörde für Ordnungswidrigkeiten nach § 6 
der Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung und nach § 56 des 
Geldwäschegesetzes, die durch ihre Mitglieder begangen werden. 
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(2) Die Geldbußen aus der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 fließen in 
die Kasse der Verwaltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat. 

(3) Die nach Absatz 2 zuständige Kasse trägt abweichend von § 105 Absatz 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen. Sie ist auch 
ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 

 
Zusammenarbeit mit und Unterstützung anderer Behörden 
 
§ 55 Abs. 1 GwG 

Die Aufsichtsbehörden arbeiten zur Verhinderung und zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und von Terrorismusfinanzierung bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nach § 51 untereinander sowie mit den in § 54 Absatz 3 genannten Stellen umfassend 
zusammen. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit sind die Aufsichtsbehörden verpflichtet, 
einander von Amts wegen und auf Ersuchen Informationen einschließlich 
personenbezogener Daten und die Ergebnisse der Prüfungen zu übermitteln, soweit 
deren Kenntnis für die Erfüllung der Aufgaben der Aufsichtsbehörden nach § 51 
erforderlich ist. Die zuständige Aufsichtsbehörde übermittelt im Einzelfall von Amts 
wegen sämtlicher Informationen an die zuständige Verwaltungsbehörde, soweit diese 
für die Erfüllung der Aufgaben der Verwaltungsbehörde erforder lich sind. Bei 
Anhaltspunkten für strafrechtliche Verstöße informieren die Aufsichtsbehörden 
unverzüglich die zuständigen Strafverfolgungsbehörden. 
 
§ 28 Abs. 3 GwG 

Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen sowie die sonstigen für die 
Aufklärung, Verhütung und Verfolgung der Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und 
sonstiger Straftaten sowie 
die zur Gefahrenabwehr zuständigen inländischen öffentlichen Stellen und die 
inländischen Aufsichtsbehörden arbeiten zur Durchführung dieses Gesetzes 
zusammen und unterstützen sich gegenseitig. 
 
 
Herausgabe von Auslegungs- und Anwendungshinweise; § 51 Abs. 8 GwG 
 
Die Aufsichtsbehörde stellt den Verpflichteten regelmäßig aktualisierte Auslegungs- 
und Anwendungshinweise für die Umsetzung der Sorgfaltspflichten und der 
internen Sicherungsmaßnahmen nach den gesetzlichen Bestimmungen zur 
Verhinderung von Geldwäsche und von Terrorismusfinanzierung zur Verfügung. Sie 
kann diese Pflicht auch dadurch erfüllen, dass sie solche Hinweise, die durch Verbände 
der Verpflichteten erstellt worden sind, genehmigt. 
 
 
Dokumentations- und Berichtspflicht; § 51 Abs. 9 GwG 

Die Aufsichtsbehörden haben zur Dokumentation ihrer Aufsichtstätigkeit folgende 
Daten in Form einer Statistik vorzuhalten: 

1. Daten zur Aufsichtstätigkeit pro Kalenderjahr, insbesondere: 
a) die Anzahl der in der Aufsichtsbehörde beschäftigten Personen, gemessen 
in Vollzeit-äquivalenten, die mit der Aufsicht über die Verpflichteten nach § 2 
Absatz 1 betraut sind; 
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b) die Anzahl der durchgeführten Vor-Ort-Prüfungen und der sonstigen 
ergriffenen Prüfungsmaßnahmen, differenziert nach den betroffenen 
Verpflichteten nach § 2 Absatz 1; 
c) die Anzahl der Maßnahmen nach Buchstabe b, bei denen die 
Aufsichtsbehörde eine Pflichtverletzung nach diesem Gesetz oder nach einer auf 
der Grundlage dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung festgestellt hat, 
sowie die Anzahl der Fälle, in denen die Aufsichtsbehörde anderweitig Kenntnis 
von einer solchen Pflichtverletzung erlangt hat, und 
d) Art und Umfang der daraufhin von der Aufsichtsbehörde rechtskräftig 
ergriffenen Maßnahmen; dazu gehören die Anzahl 
aa) der erteilten Verwarnungen, 
bb) der festgesetzten Bußgelder einschließlich der jeweiligen Höhe, differenziert 
danach, ob und inwieweit eine Bekanntmachung nach § 57 erfolgte, 
cc) der angeordneten Abberufungen von Geldwäschebeauftragten oder 
Mitgliedern der Geschäftsführung, 
dd) der angeordneten Erlaubnisentziehungen, 
ee) der sonstigen ergriffenen Maßnahmen; 
e) Art und Umfang der Maßnahmen, um die Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 
über die von ihnen einzuhaltenden Sorgfaltspflichten und internen 
Sicherungsmaßnahmen zu informieren; 

2. die Anzahl der von der Aufsichtsbehörde nach § 44 abgegebenen 
Verdachtsmeldungen pro Kalenderjahr, differenziert nach den betroffenen 
Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 

Die Aufsichtsbehörden haben dem Bundesministerium der Finanzen und der 
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen die Daten nach Satz 1 mit Stand 
zum 31. Dezember des Berichtsjahres bis zum 31. März des Folgejahres in 
elektronischer Form zu übermitteln. Das Bundesministerium der Finanzen und die 
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen können dazu einen 
gemeinsamen Vordruck vorsehen. Die Aufsichtsbehörden teilen der Zentralstelle 
für Finanztransaktionsuntersuchungen ihre Kontaktdaten, ihre Angaben zu ihrem 
Zuständigkeitsbereich und ihre Änderungen der Daten unverzüglich mit. 

Einrichtung und Betrieb eines Hinweisgebersystems; § 53 GwG 

(1)  Die Aufsichtsbehörden errichten ein System zur Annahme von Hinweisen zu 
potenziellen oder tatsächlichen Verstößen gegen dieses Gesetz und gegen auf 
Grundlage dieses Gesetzes erlassene Rechtsverordnungen und gegen andere 
Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche und von Terrorismusfinanzierung, 
bei denen es die Aufgabe der Aufsichtsbehörde ist, die Einhaltung der genannten 
Rechtsvorschriften sicherzustellen oder Verstöße gegen die genannten 
Rechtsvorschriften zu ahnden. Das System hat die Abgabe von Hinweisen über einen 
geschützten Kommunikationsweg zu ermöglichen. Die Hinweise können auch anonym 
abgegeben werden. 

(2) Die Aufsichtsbehörden sind zu diesem Zweck befugt, personenbezogene Daten 
zu verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

(3)  Die Aufsichtsbehörden machen die Identität einer Person, die einen Hinweis 
abgegeben hat, nur bekannt, wenn sie zuvor die ausdrückliche Zustimmung dieser 
Person eingeholt haben. Sie geben die Identität einer Person, die Gegenstand eines 
Hinweises ist, nicht bekannt. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
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1. eine Weitergabe der Information im Kontext weiterer Ermittlungen oder 
nachfolgender Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren aufgrund eines Gesetzes 
erforderlich ist oder 

2. die Offenlegung durch einen Gerichtsbeschluss oder in einem 
Gerichtsverfahren angeordnet wird. 

[...] 

(5) Mitarbeiter, die bei Unternehmen und Personen beschäftigt sind, die von den 
zuständigen Aufsichtsbehörden nach Absatz 1 beaufsichtigt werden, oder bei anderen 
Unternehmen oder Personen beschäftigt sind, auf die Tätigkeiten von beaufsichtigten 
Unternehmen oder Personen ausgelagert wurden, und die einen Hinweis nach Absatz 1 
abgeben, dürfen wegen dieses Hinweises weder nach arbeitsrechtlichen oder nach 
strafrechtlichen Vorschriften verantwortlich gemacht noch zum Ersatz von Schäden 
herangezogen oder anderweitig benachteiligt werden. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Hinweis vorsätzlich unwahr oder grob fahrlässig unwahr abgegeben worden ist. 

[...] 

(7) Durch die Einrichtung und Führung des Systems zur Abgabe von Hinweisen zu 
Verstößen werden die Rechte einer Person, die Gegenstand eines Hinweises ist, nicht 
eingeschränkt, insbesondere nicht die Rechte nach den 
1. §§ 28 und 29 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
2. §§ 68 bis 71 der Verwaltungsgerichtsordnung und 
3. §§ 137, 140, 141 und 147 der Strafprozessordnung. 

Verschwiegenheitspflicht; § 54 GwG 

(1) Soweit Personen, die bei den zuständigen Aufsichtsbehörden nach § 50 beschäftigt 
sind oder für diese Aufsichtsbehörden tätig sind, Aufgaben nach § 51 Absatz 1 erfüllen, 
dürfen sie die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen nicht unbefugt 
offenbaren oder verwerten, wenn die Geheimhaltung dieser Tatsachen, insbesondere 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, im Interesse eines von ihnen beaufsichtigten 
Verpflichteten oder eines Dritten liegt. Satz 1 gilt auch, wenn sie nicht mehr im Dienst 
sind oder ihre Tätigkeit beendet ist. Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen, die 
von den beaufsichtigten Verpflichteten zu beachten sind, bleiben unberührt. 

[...]  

(3) Ein unbefugtes Offenbaren oder Verwerten liegt insbesondere nicht vor, wenn 
Tatsachen im Sinne von Absatz 1 weitergegeben werden, soweit der Weitergabe keine 
anderen Rechtsvorschriften entgegenstehen, 

1. in zusammengefasster oder aggregierter Form, so dass einzelne Verpflichtete 
nicht identifiziert werden können, oder, 

2. an eine der folgenden Stellen, soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigen: 
a) an die Strafverfolgungsbehörden, an die für Straf- und Bußgeldsachen 

zuständigen Behörden und Gerichte, 
b) an andere Stellen, die kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der 

Aufklärung und Verhinderung von Geldwäsche oder von 
Terrorismusfinanzierung oder mit der Aufsicht über Kredit- und Finanzinstitute 
im Sinne von Artikel 3 der Richtlinie (EU) 2015/849 betraut sind, sowie an 
Personen, die von diesen Stellen beauftragt werden, 

c) an die Europäische Zentralbank, soweit sie im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer 
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Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die 
Europäische Zentralbank tätig wird, 

d) an die zentralen Meldestellen im Sinne von Artikel 32 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2015/849 und 

e) an andere Stellen, die kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der 
Aufsicht über das allgemeine Risikomanagement oder über die Compliance von 
Verpflichteten betraut sind, sowie an Personen, die von diesen Stellen 
beauftragt sind. 

[...] 

 
Bekanntmachung von bestandskräftigen Maßnahmen und von unanfechtbaren 
Bußgeldentscheidungen; § 57 GwG 
 
(1) Die zuständigen Aufsichts- und Verwaltungsbehörden und die Behörde nach 
§ 56 Absatz 5 Satz 2 haben bestandskräftige Maßnahmen und unanfechtbare 
Bußgeldentscheidungen, die sie wegen eines Verstoßes gegen dieses Gesetz oder die 
auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen verhängt haben, nach 
Unterrichtung des Adressaten der Maßnahme oder Bußgeldentscheidung auf ihrer 
Internetseite oder auf einer gemeinsamen Internetseite bekannt zu machen. Dies gilt 
auch für gerichtliche Entscheidungen, soweit diese unanfechtbar geworden sind und die 
Verhängung eines Bußgeldes zum Gegenstand haben. In der Bekanntmachung sind Art 
und Charakter des Verstoßes und die für den Verstoß verantwortlichen natürlichen 
Personen und juristischen Personen oder Personenvereinigungen zu benennen.  

(2) Die Bekanntmachung nach Absatz 1 ist aufzuschieben, solange die 
Bekanntmachung 

1. das Persönlichkeitsrecht natürlicher Personen verletzen würde oder eine 
Bekanntmachung personenbezogener Daten aus sonstigen Gründen 
unverhältnismäßig wäre, 

2. die Stabilität der Finanzmärkte der Bundesrepublik Deutschland oder eines oder 
mehrerer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum gefährden würde oder 

3. laufende Ermittlungen gefährden würde. 

Anstelle einer Aufschiebung kann die Bekanntmachung auf anonymisierter Basis 
erfolgen, wenn hierdurch ein wirksamer Schutz nach Satz 1 Nummer 1 gewährleistet ist. 
Ist vorhersehbar, dass die Gründe der anonymisierten Bekanntmachung innerhalb eines 
überschaubaren Zeitraums wegfallen werden, so kann die Bekanntmachung der 
Informationen nach Satz 1 Nummer 1 entsprechend aufgeschoben werden. Die 
Bekanntmachung erfolgt, wenn die Gründe für den Aufschub entfallen sind. 

(3) Eine Bekanntmachung darf nicht erfolgen, wenn die Maßnahmen nach Absatz 2 nicht 
ausreichend sind, um eine Gefährdung der Finanzmarktstabilität auszuschließen oder 
die Verhältnismäßigkeit der Bekanntmachung sicherzustellen. 
(4) Eine Bekanntmachung muss fünf Jahre auf der Internetseite der Aufsichtsbehörde 
veröffentlicht bleiben. Abweichend von Satz 1 sind personenbezogene Daten zu 
löschen, sobald die Bekanntmachung nicht mehr erforderlich ist. 
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II. Pflichten der Verpflichteten 
 
§ 2 GwG 
 
(1) Verpflichtete im Sinne dieses Gesetzes sind, soweit sie in Ausübung ihres Gewerbes 
oder Berufs handeln, [...] 
Nr. 10. Rechtsanwälte, Kammerrechtsbeistände, Patentanwälte sowie Notare, soweit 
sie 
 
a) für ihren Mandanten an der Planung oder Durchführung von folgenden Geschäften 
mitwirken: 

aa) Kauf und Verkauf von Immobilien oder Gewerbebetrieben, 
bb) Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Vermögenswerten, 
cc) Eröffnung oder Verwaltung von Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten, 
dd) Beschaffung der zur Gründung, zum Betrieb oder zur Verwaltung von 
Gesellschaften erforderlichen Mittel, 
ee) Gründung, Betrieb oder Verwaltung von Treuhandgesellschaften, 
Gesellschaften oder ähnlichen Strukturen oder 

b) im Namen und auf Rechnung des Mandanten Finanz- oder 
Immobilientransaktionen durchführen, 
c) den Mandanten im Hinblick auf dessen Kapitalstruktur, dessen industrielle 
Strategie oder damit verbundene Fragen beraten, 
d) Beratung oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit Zusammenschlüssen 
oder Übernahmen erbringen oder 
e) geschäftsmäßig Hilfeleistung in Steuersachen erbringen, [...] 
 
 
Der Verpflichtete muss ein Risikomanagement, § 4 GwG, vorhalten  
 
Dieses besteht im Wesentlichen aus einer 

• Risikoanalyse § 5 GwG 
• Internen Sicherungsmaßnahmen § 6 GwG 
• Bestellung eines Geldwäschebeauftragten § 7 GwG sowie 
• Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten § 8 GwG 

Darüber hinaus treffen ihn allgemeine Sorgfaltspflichten 
• Allgemeine Sorgfaltspflichten § 10 GwG 
• Identifizierungspflichten § 11 GwG 
• Meldepflichten § 43 GwG 

 
Risikomanagement; § 4 GwG 

(1) Die Verpflichteten müssen zur Verhinderung von Geldwäsche und von 
Terrorismusfinanzierung über ein wirksames Risikomanagement verfügen, das im 
Hinblick auf Art und Umfang ihrer Geschäftstätigkeit angemessen ist. 

(2) Das Risikomanagement umfasst eine Risikoanalyse nach § 5 sowie interne 
Sicherungsmaß-nahmen nach § 6. 

(3) Verantwortlich für das Risikomanagement sowie für die Einhaltung der 
geldwäscherechtlichen Bestimmungen in diesem und anderen Gesetzen sowie in 
den aufgrund dieses und anderer Gesetze ergangenen Rechtsverordnungen ist ein 
zu benennendes Mitglied der Leitungsebene. Die Risikoanalyse und interne 
Sicherungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung dieses Mitglieds. 
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[...] 

§ 5 Risikoanalyse 

(1) Die Verpflichteten haben diejenigen Risiken der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung zu ermitteln und zu bewerten, die für Geschäfte bestehen, 
die von ihnen betrieben werden. Dabei haben sie insbesondere die in den Anlagen 1 
und 2 genannten Risikofaktoren sowie die Informationen, die auf Grundlage der 
nationalen Risikoanalyse zur Verfügung gestellt werden, zu berücksichtigen. Der 
Umfang der Risikoanalyse richtet sich nach Art und Umfang der Geschäftstätigkeit der 
Verpflichteten. 

(2) Die Verpflichteten haben 

1. die Risikoanalyse zu dokumentieren, 
2. die Risikoanalyse regelmäßig zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren 

und 
3. der Aufsichtsbehörde auf Verlangen die jeweils aktuelle Fassung der 

Risikoanalyse zur Verfügung zu stellen. 

(3) Für Verpflichtete als Mutterunternehmen einer Gruppe gelten die Absätze 1 und 2 in 
Bezug auf die gesamte Gruppe. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann einen Verpflichteten auf dessen Antrag von der 
Dokumentation der Risikoanalyse befreien, wenn der Verpflichtete darlegen kann, 
dass die in dem jeweiligen Bereich bestehenden konkreten Risiken klar erkennbar 
sind und sie verstanden werden. 

§ 6 Interne Sicherungsmaßnahmen 

(1) Verpflichtete haben angemessene geschäfts- und kundenbezogene interne 
Sicherungsmaßnahmen zu schaffen, um die Risiken von Geldwäsche und von 
Terrorismusfinanzierung in Form von Grundsätzen, Verfahren und Kontrollen zu 
steuern und zu mindern. Angemessen sind solche Maßnahmen, die der jeweiligen 
Risikosituation des einzelnen Verpflichteten entsprechen und diese hinreichend 
abdecken. Die Verpflichteten haben die Funktionsfähigkeit der internen 
Sicherungsmaßnahmen zu überwachen und sie bei Bedarf zu aktualisieren. 

(2) Interne Sicherungsmaßnahmen sind insbesondere: 

1. die Ausarbeitung von internen Grundsätzen, Verfahren und Kontrollen in Bezug 
auf 

a)den Umgang mit Risiken nach Absatz 1, 
b) die Kundensorgfaltspflichten nach den §§ 10 bis 17, 
c)die Erfüllung der Meldepflicht nach § 43 Absatz 1, 
d) die Aufzeichnung von Informationen und die Aufbewahrung von Dokumenten 
nach § 8 und 
e)die Einhaltung der sonstigen geldwäscherechtlichen Vorschriften, 

2. die Bestellung eines Geldwäschebeauftragten und seines Stellvertreters gemäß 
§ 7, 

3. für Verpflichtete, die Mutterunternehmen einer Gruppe sind, die Schaffung von 
gruppenweiten Verfahren gemäß § 9, 

4. die Schaffung und Fortentwicklung geeigneter Maßnahmen zur Verhinderung des 
Missbrauchs von neuen Produkten und Technologien zur Begehung von 
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Geldwäsche und von Terrorismusfinanzierung oder für Zwecke der Begünstigung 
der Anonymität von Geschäftsbeziehungen oder von Transaktionen, 

5. die Überprüfung der Mitarbeiter auf ihre Zuverlässigkeit durch geeignete 
Maßnahmen, insbesondere durch Personalkontroll- und Beurteilungssysteme der 
Verpflichteten, 

6. die erstmalige und laufende Unterrichtung der Mitarbeiter in Bezug auf 
Typologien und aktuelle Methoden der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung sowie die insoweit einschlägigen Vorschriften und 
Pflichten, einschließlich Datenschutzbestimmungen, und 

7. die Überprüfung der zuvor genannten Grundsätze und Verfahren durch eine 
unabhängige Prüfung, soweit diese Überprüfung angesichts der Art und des 
Umfangs der Geschäftstätigkeit angemessen ist. 

(3) Soweit ein Verpflichteter nach § 2 Absatz 1 Nummer 10 bis 14 und 16 seine 
berufliche Tätigkeit als Angestellter eines Unternehmens ausübt, obliegen die 
Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 diesem Unternehmen. 

(4) [...] 

(5) Die Verpflichteten haben im Hinblick auf ihre Art und Größe angemessene 
Vorkehrungen zu treffen, damit es ihren Mitarbeitern und Personen in einer 
vergleichbaren Position unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität möglich 
ist, Verstöße gegen geldwäscherechtliche Vorschriften geeigneten Stellen zu 
berichten. 

(6) Die Verpflichteten treffen Vorkehrungen, um auf Anfrage der Zentralstelle für 
Finanztransaktionsuntersuchungen oder auf Anfrage anderer zuständiger Behörden 
Auskunft darüber zu geben, ob sie während eines Zeitraums von fünf Jahren vor der 
Anfrage mit bestimmten Personen eine Geschäftsbeziehung unterhalten haben und 
welcher Art diese Geschäftsbeziehung war. Sie haben sicherzustellen, dass die 
Informationen sicher und vertraulich an die anfragende Stelle übermittelt werden. 
Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 10 und 12 können die Auskunft verweigern, 
wenn sich die Anfrage auf Informationen bezieht, die sie im Rahmen eines der 
Schweigepflicht unterliegenden Mandatsverhältnisses erhalten haben. Die Pflicht zur 
Auskunft bleibt bestehen, wenn der Verpflichtete weiß, dass sein Mandant das 
Mandatsverhältnis für den Zweck der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung 
genutzt hat oder nutzt. 

(7) Die Verpflichteten dürfen die internen Sicherungsmaßnahmen im Rahmen von 
vertraglichen Vereinbarungen durch einen Dritten durchführen lassen, wenn sie dies 
vorher der Aufsichtsbehörde angezeigt haben. Die Aufsichtsbehörde kann die 
Übertragung dann untersagen, wenn 

1. der Dritte nicht die Gewähr dafür bietet, dass die Sicherungsmaßnahmen 
ordnungsgemäß durchgeführt werden, 

2. die Steuerungsmöglichkeiten der Verpflichteten beeinträchtigt werden oder 
3. die Aufsicht durch die Aufsichtsbehörde beeinträchtigt wird. 

Die Verpflichteten haben in ihrer Anzeige darzulegen, dass die Voraussetzungen für 
eine Untersagung der Übertragung nach Satz 2 nicht vorliegen. Die Verantwortung für 
die Erfüllung der Sicherungsmaßnahmen bleibt bei den Verpflichteten. 

(8) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall Anordnungen erteilen, die geeignet und 
erforderlich sind, damit der Verpflichtete die erforderlichen internen 
Sicherungsmaßnahmen schafft. 

(9) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass auf einzelne Verpflichtete oder Gruppen 
von Verpflichteten wegen der Art der von diesen betriebenen Geschäften und wegen 
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der Größe des Geschäftsbetriebs unter Berücksichtigung der Risiken in Bezug auf 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung die Vorschriften der Absätze 1 bis 6 
risikoangemessen anzuwenden sind. 

 
§ 7 Geldwäschebeauftragter 
 
(1) gilt nicht für Rechtsanwälte  
(2) gilt nicht für Rechtsanwälte 
(3)Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 
4, 5, 8, 10 bis 14 und 16 einen Geldwäschebeauftragten zu bestellen haben, wenn sie 
dies für angemessen erachtet. Bei Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 16 soll die 
Anordnung erfolgen, wenn die Haupttätigkeit des Verpflichteten im Handel mit 
hochwertigen Gütern besteht.  
(4)Die Verpflichteten haben der Aufsichtsbehörde die Bestellung des 
Geldwäschebeauftragten und seines Stellvertreters oder ihre Entpflichtung vorab 
anzuzeigen. Die Bestellung einer Person zum Geldwäschebeauftragten oder zu seinem 
Stellvertreter muss auf Verlangen der Aufsichtsbehörde widerrufen werden, wenn die 
Person nicht die erforderliche Qualifikation oder Zuverlässigkeit aufweist. 

(5) [...] 

(6) [...] 

(7) [...] 

§ 8 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht 

(1) Vom Verpflichteten aufzuzeichnen und aufzubewahren sind 

1. die im Rahmen der Erfüllung der Sorgfaltspflichten erhobenen Angaben und 
eingeholten Informationen 

a) über die Vertragspartner, die Vertragsparteien des vermittelten 
Rechtsgeschäfts nach § 11 Absatz 2 und gegebenenfalls über die für die 
Vertragspartner oder die Vertragsparteien des vermittelten Rechtsgeschäfts 
auftretenden Personen und wirtschaftlich Berechtigten, 
b) über Geschäftsbeziehungen und Transaktionen, insbesondere 
Transaktionsbelege, soweit sie für die Untersuchung von Transaktionen 
erforderlich sein können, 

2. hinreichende Informationen über die Durchführung und über die Ergebnisse der 
Risikobewertung nach § 10 Absatz 2, § 14 Absatz 1 und § 15 Absatz 3 und über die 
Angemessenheit der auf Grundlage dieser Ergebnisse ergriffenen Maßnahmen, 
[...] 

(2) Zur Erfüllung der Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a sind in den 
Fällen des § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 auch die Art, die Nummer und die Behörde, 
die das zur Überprüfung der Identität vorgelegte Dokument ausgestellt hat, 
aufzuzeichnen.  

(3) [...] 

(4) Die Aufzeichnungen und sonstige Belege nach den Absätzen 1 bis 3 sind fünf 
Jahre aufzubewahren und danach unverzüglich zu vernichten. Andere gesetzl iche 
Bestimmungen über Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten bleiben hiervon 
unberührt. 

(5) [...] 
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§ 10 Allgemeine Sorgfaltspflichten 

(1) Die allgemeinen Sorgfaltspflichten sind: 

1. die Identifizierung des Vertragspartners und gegebenenfalls der für ihn 
auftretenden Person nach Maßgabe des § 11 Absatz 4 und des § 12 Absatz 1 und 2 
sowie die Prüfung, ob die für den Vertragspartner auftretende Person hierzu 
berechtigt ist, 

2. die Abklärung, ob der Vertragspartner für einen wirtschaftlich Berechtigten 
handelt, und, soweit dies der Fall ist, die Identifizierung des wirtschaftlich 
Berechtigten nach Maßgabe des § 11 Absatz 5 und des § 12 Absatz 3 und 4; dies 
umfasst in Fällen, in denen der Vertragspartner keine natürliche Person ist, die 
Pflicht, die Eigentums- und Kontrollstruktur des Vertragspartners mit 
angemessenen Mitteln in Erfahrung zu bringen, 

3. die Einholung und Bewertung von Informationen über den Zweck und über die 
angestrebte Art der Geschäftsbeziehung, soweit sich diese Informationen im 
Einzelfall nicht bereits zweifelsfrei aus der Geschäftsbeziehung ergeben. 

[...] 

(2) Der konkrete Umfang der Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 5 muss dem 
jeweiligen Risiko der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung, insbesondere in Bezug 
auf den Vertragspartner, die Geschäftsbeziehung oder Transaktion, entsprechen. Die 
Verpflichteten berücksichtigen dabei insbesondere die in den Anlagen 1 und 2 
genannten Risikofaktoren. Darüber hinaus zu berücksichtigen haben sie bei der 
Bewertung der Risiken zumindest 

1. den Zweck des Kontos oder der Geschäftsbeziehung, 
2. die Höhe der von Kunden eingezahlten Vermögenswerte oder den Umfang der 

ausgeführten Transaktionen sowie 
3. die Regelmäßigkeit oder die Dauer der Geschäftsbeziehung. 

Verpflichtete müssen gegenüber den Aufsichtsbehörden auf deren Verlangen 
darlegen, dass der Umfang der von ihnen getroffenen Maßnahmen im Hinblick auf die 
Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung angemessen ist.  

 
(3) Die allgemeinen Sorgfaltspflichten sind von Verpflichteten zu erfüllen: 

1. bei der Begründung einer Geschäftsbeziehung, 
2. bei Transaktionen, die außerhalb einer Geschäftsbeziehung durchgeführt werden, 

wenn es sich handelt um 

a) Geldtransfers nach Artikel 3 Nummer 9 der Verordnung (EU) 2015/847 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die 
Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) und dieser 
Geldtransfer einen Betrag von 1 000 Euro oder mehr ausmacht, 
b)die Durchführung einer sonstigen Transaktion im Wert von 15 000 Euro oder 
mehr, 
c) die Übertragung von Kryptowerten, die zum Zeitpunkt der Übertragung einem 
Gegenwert von 1.000 Euro oder mehr entspricht, 

3. ungeachtet etwaiger nach diesem Gesetz oder anderen Gesetzen bestehender 
Ausnahmeregelungen, Befreiungen oder Schwellenbeträge beim Vorliegen von 
Tatsachen, die darauf hindeuten, dass 

a)es sich bei Vermögensgegenständen, die mit einer Transaktion oder 
Geschäftsbeziehung im Zusammenhang stehen, um den Gegenstand von 
Geldwäsche handelt oder 
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b) die Vermögensgegenstände im Zusammenhang mit Terrorismus-
finanzierung stehen, 

4. bei Zweifeln, ob die aufgrund von Bestimmungen dieses Gesetzes erhobenen 
Angaben zu der Identität des Vertragspartners, zu der Identität einer für den 
Vertragspartner auftretenden Person oder zu der Identität des wirtschaftlich 
Berechtigten zutreffend sind. Die Verpflichteten müssen die allgemeinen 
Sorgfaltspflichten bei allen neuen Kunden erfüllen. Bei bereits bestehenden Ge-
schäftsbeziehungen müssen sie die allgemeinen Sorgfaltspflichten zu geeigneter Zeit 
auf risikobasierter Grundlage erfüllen, insbesondere dann, wenn sich bei einem Kunden 
maßgebliche Umstände ändern. 

Abs. 4-8 gilt nicht für Rechtsanwälte 

 

(9) Ist der Verpflichtete nicht in der Lage, die allgemeinen Sorgfaltspflichten nach 
Absatz 1 Nummer 1 bis 4 zu erfüllen, so darf die Geschäftsbeziehung nicht begründet 
oder nicht fortgesetzt werden und darf keine Transaktion durchgeführt werden. 
Soweit eine Geschäftsbeziehung bereits besteht, ist sie vom Verpflichteten 
ungeachtet anderer gesetzlicher oder vertraglicher Bestimmungen durch Kündigung 
oder auf andere Weise zu beenden. Die Sätze 1 und 2 gelten für Verpflichtete nach § 
2 Absatz 1 Nummer 10 und 12 nicht, wenn Tätigkeiten der Rechtsberatung oder 
Prozessvertretung erbracht werden sollen, es sei denn, der Verpflichtete weiß, dass 
die Rechtsberatung oder Prozessvertretung bewusst für den Zweck der Geldwäsche 
oder der Terrorismusfinanzierung genutzt wurde oder wird. Solange der 
Vertragspartner seiner Pflicht nach § 12 Absatz 4 Satz 1, eine Vereinigung mit Sitz im 
Ausland ihrer Mitteilungspflicht nach § 20 Absatz 1 Satz 2 und 3 oder ein Trustee, der 
außerhalb der Europäischen Union seinen Wohnsitz oder Sitz hat, seiner 
Mitteilungspflicht nach § 21 Absatz 1 Satz 2 Alternative 2 und Satz 3 nicht 
nachkommt, hat der Notar die Beurkundung abzulehnen; § 15 Absatz 2 der 
Bundesnotarordnung gilt insoweit entsprechend. 

 

§ 11 Identifizierung 

(1) Verpflichtete haben Vertragspartner, gegebenenfalls für diese auftretende Personen 
und wirtschaftlich Berechtigte vor Begründung der Geschäftsbeziehung oder vor 
Durchführung der Transaktion zu identifizieren, indem sie die Angaben nach den 
Absätzen 4 und 5 erheben und diese nach § 12 überprüfen. Die Identifizierung kann 
auch noch während der Begründung der Geschäftsbeziehung unverzüglich 
abgeschlossen werden, wenn dies erforderlich ist, um den normalen Geschäftsablauf 
nicht zu unterbrechen, und wenn ein geringes Risiko der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung besteht. 

(2) [...] 

(3) [...] 

(4) In Bezug auf Vertragspartner und gegebenenfalls für diese auftretende Personen hat 
der Verpflichtete zum Zweck der Identifizierung folgende Angaben zu erheben:  

1. bei einer natürlichen Person: 

a)Vorname und Nachname, 
b) Geburtsort, 
c)Geburtsdatum, 
d) Staatsangehörigkeit und 
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e)eine Wohnanschrift oder, sofern kein fester Wohnsitz mit rechtmäßigem 
Aufenthalt in der Europäischen Union besteht und die Überprüfung der Identität 
im Rahmen des Abschlusses eines Basiskontovertrags im Sinne von § 38 des 
Zahlungskontengesetzes erfolgt, die postalische Anschrift, unter der der 
Vertragspartner sowie die gegenüber dem Verpflichteten auftretende Person 
erreichbar ist; 

2. bei einer juristischen Person oder bei einer Personengesellschaft: 

a)Firma, Name oder Bezeichnung, 
b) Rechtsform, 
c)Registernummer, falls vorhanden, 
d) Anschrift des Sitzes oder der Hauptniederlassung und 
e)die Namen der Mitglieder des Vertretungsorgans oder die Namen der 
gesetzlichen Vertreter und, sofern ein Mitglied des Vertretungsorgans oder der 
gesetzliche Vertreter eine juristische Person ist, von dieser juristischen Person 
die Daten nach den Buchstaben a bis d. 

(5) [...] 

(6) [...] 

§ 43 Meldepflicht von Verpflichteten 

(1) Liegen Tatsachen vor, die darauf hindeuten, dass 

1. ein Vermögensgegenstand, der mit einer Geschäftsbeziehung, einem 
Maklergeschäft oder einer Transaktion im Zusammenhang steht, aus einer 
strafbaren Handlung stammt, die eine Vortat der Geldwäsche darstellen könnte, 

2. ein Geschäftsvorfall, eine Transaktion oder ein Vermögensgegenstand im 
Zusammenhang mit Terrorismusfinanzierung steht oder 

3. der Vertragspartner seine Pflicht nach § 11 Absatz 6 Satz 3, gegenüber dem 
Verpflichteten offen-zulegen, ob er die Geschäftsbeziehung oder die Transaktion für 
einen wirtschaftlich Berechtigten begründen, fortsetzen oder durchführen will, nicht 
erfüllt hat, so hat der Verpflichtete diesen Sachverhalt unabhängig vom Wert des 
betroffenen Vermögensgegenstandes oder der Transaktionshöhe unverzüglich der 
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen zu melden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 10 und 12 
nicht zur Meldung verpflichtet, wenn sich der meldepflichtige Sachverhalt auf 
Informationen bezieht, die sie im Rahmen von Tätigkeiten der Rechtsberatung oder 
Prozessvertretung erhalten haben. Die Meldepflicht bleibt jedoch bestehen, wenn der 
Verpflichtete weiß, dass der Vertragspartner die Rechtsberatung oder 
Prozessvertretung für den Zweck der Geldwäsche, der Terrorismusfinanzierung oder 
einer anderen Straftat genutzt hat oder nutzt oder ein Fall des Absatzes 6 vorliegt. 

(3) Ein Mitglied der Führungsebene eines Verpflichteten hat eine Meldung nach Absatz 
1 an die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen abzugeben, wenn 

1. der Verpflichtete über eine Niederlassung in Deutschland verfügt und 
2. der zu meldende Sachverhalt im Zusammenhang mit einer Tätigkeit der 

deutschen Niederlassung steht. 

(4) Wenn ein nach Absatz 1 gegenüber der Zentralstelle für Finanztransaktions-
untersuchungen gemeldeter Sachverhalt zugleich die für eine Anzeige nach § 261 
Absatz 9 Satz 1 des Strafgesetzbuches erforderlichen Angaben enthält, gilt die 
Meldung zugleich als Selbstanzeige im Sinne von § 261 Absatz 9 Satz 1 des 
Strafgesetzbuches. Die Pflicht zur Meldung nach Absatz 1 schließt die Freiwilligkeit der 
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Anzeige nach § 261 Absatz 9 Satz 1 des Strafgesetzbuches nicht aus. (5) Die 
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen kann im Benehmen mit den 
Aufsichtsbehörden typisierte Transaktionen bestimmen, die stets nach Absatz 1 zu 
melden sind. 
 
 
 


